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In dem Rechtsstreit
des Kaufmanns Heinz Josef K
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Beklagten und Revisionsklägers 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br«

g e g e n

den Verein gegen 
gesetzlich vertreten 

itraße
___    e,V,
seinen Vorstand in K ö A

Kläger und Revisionsbeklagten
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof«

und I)r

hat der Ib-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 9. Oktober 1963 unter 
Mitwirkung der Bundesrichter Br« Krüger-Nieland, 
Jungbluth» Pehle, Br» Sprenkmann und Br«, Mösl

für Recht erkannt:

Bie Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 60 Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Köln vom 8 «, Bezember 1961 wird auf Kosten 
des Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Am 8. Dezember I960 brachte das Westdeutsche Fernsehen 
im Rahmen der regionalen Sendung "Hier und Heute" einen 
Bericht über den sogenannten "Grauen Markt"o In dieser 
Sendung wurde der Beklagte im Gespräch mit dem Bericht­
erstatter des Fernsehens im Bilde gezeigt, mit seinem 
Familiennamen ftx m ,( angesprochen und als "Großhänd­
ler, Einzelhändler und Versandhändler in einer Person" 
bezeichnet; auch wurden Bilder von Elektro-, Radio- 
und Möbelgeschäften wiedergegeben<>

Der Kläger, ein Verband zur Förderung gewerblicher 
Interessen auf dem Gebiete des Wettbewerbs, hat vor­
gebracht, der Beklagte habe während des Fernsehge­
sprächs sein Unternehmen in unlauterer Weise mit an­
deren Einzelhandeisunternehmen verglichen« Von den 
beiden Äußerungen, die der Kläger dem Beklagten zur 
Last legt, ist in der Revisionsinstanz noch die Be 
hauptung im Streit*, "Armbanduhren, die er, der Be­
klagte, für 28,—  DM an Endverbraucher veräußere, 
seien im Einzelhandel nicht unter 50,—  DM zu kaufen»"

Der Kläger hat beantragt, dem Beklagten unter Straf­
androhung zu untersagen, zu Zwecken des Wettbewerbs 
diese Behauptung aufzusteilen»

Der Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten» Er 
hat die Auffassung vertreten, bei dem Gespräch mit 
dem Fernsehreporter habe er keine Wettbewerbszv/ecdce 
verfolgt, sondern lediglich im Rahmen eines wirt- 
schaftspolitischen Berichts seine freie Meinung ge-

m
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äußert, die einer antidirigistischen, Preisbindung, 
Listenpreise und Rabattkartelle ablehnenden Wirt­
schaftsauffassung entspreche. Die beanstandete Be­
merkung sei überdies unrichtig wiedergegeben und aus 
dem Zusammenhang gerissen. Ein Werbevergleich könne 
darin auch deshalb nicht erblickt werden, weil 3ie 
sich nicht gegen erkennbare Wettbewerber gerichtet 
habe, sondern nur ein grundsätzliches Problem durch 
ein Beispiel habe erläutern sollen. Angesichts der 
Einmaligkeit der Fernsehsendung fehle es schliß ßlich 
an der V/iederholungsgefahr.

Das Landgericht hat sich die Bandaufnahme der Fern­
sehreportage Vorspielen lassen und alsdann die Klage 
abgewiesen. Es hat dargelegt, die Äußerung des Be­
klagten über die Armbanduhren rufe zv/ar bei Loslösung 
aus dem Zusammenhang in ihrer Alleinstellung den Ein­
druck eines gezielten Preisvergleichs hervor; im Rahmen 
der Fernsehsendung habe sie jedoch nur als mehr bei­
läufig gebrachtes Beispiel für die allgemeine Erfah­
rungstatsache gedient, daß der Käufer häufig aus dem 
niedrigen Preis auf eine geringe Qualität schließe; 
außerdem sei in der Fernsehsendung das Unternehmen 
des Beklagten nach Firma, Ort und Lage nicht erkennbar 
hervorgetreten; daher liege der beanstandeten Äußerung 
kein Y/ettbewerbszweck zugrunde«, Im übrigen fehle es 
an der Wiederholungsgefahr; es sei nämlich nicht dar­
getan, daß der Beklagte auch bei anderen Gelegenheiten 
als bei Fernsehreportagen Äußerungen der vorliegenden 
Art verbreiten werde; eine Mitwirkung des Beklagten 
bei weiteren Reportagen aber sei nicht zu besorgen.
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Auf die Berufung des Klägers hat das Oberlandesgericht 
den Beklagten wegen der hier streitigen Äußerung zur 
Unterlassung verurteilt•

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Antrag 
auf Abweisung der Klage weitere

Der Kläger bittet um Zurückweisung der Revision«

Entscheidungsgründe:

I» Io Das Berufungsgericht hat entgegen der Auffassung des 
Landgerichts angenommen, daß der Beklagte die bean­
standete Behauptung über die Uhrenpreise zu Zwecken 
des Wettbewerbs, nämlich zur Förderung seines eigenen 
Unternehmens aufgestellt habe« Den Wortlaut der Äuße­
rung und den Zusammenhang, in dem sie gefallen ist, 
hat es dabei aufgrund der vom Beklagten zu den Akten 
HRA 57/93 des Amtsgerichts Aachen überreichten Nieder­
schrift des G-esprachs text es in der tatsächlich gesen­
deten Form wie folgt festgestellt:

Reporter: Ich glaube, Herr wer Ohren hat
zu hören, kann sich daraus einen 
regelrechten Vers machen» Andererseits 
gibt es aber noch ein weiteres Problem, 
diesmal liegt es beim Käufero Auf ein 
Wort gebracht: Was nichts kostet, ist auch 
nichts!
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Beklagter: Da kann ich Ihnen gerade ein gut ec
Beispiel anführeno Ich verkaufe z»B0 
Herrenarmhanduhren und Damenarmband- 
uhren und die kosten 28,—  DM„ Die 
gleiche Uhr kaufen Sie im Fachgeschäft 
für 50 - 60,—  DM» Meine Kalkulation 
stimmt und trotzdem gehe ich anstelle 
von sechs Monaten Garantie zwölf 
Monate Garantie*

Der Fernsehteilnehmer, so hat das Berufungsgericht 
ausgeführt, habe die hier v/ied er gegebene Bemerkung 
des Beklagten schlechterdings nicht anders auffassen 
können, als daß der Beklagte habe herausstreichen 
wollen, wie günstig und preiswürdig man in seinem Ge­
schäft kaufen könne, nämlich nahezu zur Hälfte des 
Preises des Fachgeschäfts» Der Beklagte müsse sich 
dabei entgegenhalten lassen, daß seine Antwort 
durch die gestellte Frage nicht gedeckt gewesen sei, 
wodurch der Eindruck eigener Y/erbung verstärkt werde, 
und daß für ihn nicht der geringste Anlaß bestanden 
habe, auf die ganz allgemein gehaltene Frage, die 
übrigens mit den nach seiner Behauptung von ihm 
verfochtenen wirtschaftspolitischen Zielen nichts 
zu tun gehabt habe, in dieser Y/eise zu erwidern»

a) Die Revision rügt unter Bezugnahme auf §§ 286, 371 ZPO, 
das Berufungsgericht habe den Vortrag des Beklagten 
übergangen, daß die in den Handelsregisterakten ent­
haltene, von der endgültigen Sendung gefertigte Higder- 
ochrift einen gekürzten Gesprächstext wiedergebe, der 
in dieser Fassung niemals gesprochen worden und in
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dem die dem Beklagten zur last gelegte Äußerung aus 
dem Zusammenhang gerissen sei» Dieser Vortrag, so 
macht sie geltend, hätte dem Berufungsgericht Veran­
lass ung gehen müssen, sich entsprechend dem Antrag 
des Beklagten ebenso wie das Landgericht die Bandauf­
nahme der Reportage in ihrer Gesamtheit nochmals Vor­
spielen zu lassen, zumal das Landgericht gerade darauf­
hin zu einer der des Berufungsgerichts entgegenge­
setzten Beurteilung der beanstandeten Äußerung gelangt 
sei.

aa) Diese Rüge geht schon deshalb fehl, v/eil der Beklagte 
nichts darüber vorgetragen hat, in welchem Zusammen­
hang die Äußerung tatsächlich gefallen sein soll und 
inwiefern sie in diesem Zusammenhang nicht als wer­
bender Hinweis auf die vorteilhafte Preisgestaltung 
im eigenen Unternehmen des Beklagten zu verstehen ge­
wesen wäre« Bei einer unmittelbaren Gegenüberstellung 
des eigenen Einzelhandelspreises für ein bestimmtes 
Erzeugnis und der Preise der Wettbewerber, wie sie 
nach dem insoweit auch vom Beklagten nicht in Abrede 
gestellten Wortlaut der Äußerung hier vorliegt, tritt 
der Wettbewerbszweck so zv/ingend in den Vordergrund, 
daß die Äußerung ihren Charakter als Wettbewerbs­
handlung nur unter außergewöhnlichen Umständen hätte 
einbüßen können, deren Vorliegen in diesem Palle der 
Beklagte hätte dar tun müssen«. Solche Umstände sind 
hier nicht ersichtlich»

bb) Abgesehen hiervon hätte das wiederholte Abspielen 
des Bandes zu keinen Feststellungen führen können, 
die von denen des Berufungsgerichts abgewichen wären»
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Auch das abzuspielende Band gab die Reportage in der 
tatsächlich gesendeten, nach der Behauptung des Be­
klagten gekürzten, nicht aber in der ursprünglich auf- 
genommenen Gestalt wieder. In der tatsächlich gesen­
deten Gestalt aber stimmte der Inhalt des Interviews 
mit der vom Berufungsgericht zugrunde gelegten Nieder­
schrift in den Registerakten überein. Dementsprechend 
ist der Gesprächsinhalt, den das Landgericht aufgrund 
der vom Berufungsgericht - nach Meinung der Revision 
unter Verfahrencverstoß - nicht wiederholten Beweisauf­
nahme sinngemäß festgestellt hat, auch dem Zusammenhang 
nach kein anderer als der, der sich aus iener Nieder­
schrift über die endgültige Sendung ergibt. Die ab­
weichende Beurteilung der Frage des Wettbewerbszweckes 
durch die beiden Vorinstanzen hat ihre Ursache entgegen 
der Meinung der Revision nicht in widersprechenden 
Feststellungen über den 7/ortlaut und den Inhalt der 
Sendung, sondern in einer gegensätzlichen rechtlichen 
Würdigung, Das Berufungsgericht hat deshalb keine 
Verfahrensregel verletzt, wenn es zur Feststellung 
des Sachverhalts das nochmalige Abspielen des Bandes 
für entbehrlich gehalten hat.

Bei dieser Sachlage kommt es nicht darauf an, ob 
darüber hinaus - wie der Kläger in der Revisionser- 
widerung geltend macht - die Erklärung des Beklagten 
in der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht, 
daß der Text in den Handelsregisterakten dem entspreche, 
was er gesagt habe und was gesendet worden sei, auch 

hinsichtlich des Zusammenhangs des aufgenomnenen Ge­
sprächs ein gerichtliches Geständnis enthielt, das 
gemäß § 288 ZPO gleichfalls eine nochmalige Beweiser­
hebung erübrigt hätte. Das Berufungsgericht hat die
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Erklärung anscheinend nicht als Geständnis gewertet 
und sich deshalb unmittelbar auf die Niederschrift 
in den Handelsregisterakten gestützt. Da auch dieses 
Verfahren einwandfrei war, kann die verfahrensrecht­
liche Bedeutung der erwähnten Erklärung des Beklagten 
auf sich beruhen.

b) Der Charakter der beanstandeten Äußerung als Wettbe- 
v/erbshandlung wäre allerdings in Präge gestellt, wenn 
Person und Unternehmen des Beklagten in der Fernseh­
sendung anonym geblieben wären» Indessen hat das Be­
rufungsgericht, auch insofern abweichend vom Landge­
richt, festgestellt, der Beklagte und sein Unternehmen 
seien für einen zumindest nicht unbeachtlichen Teil 
der Verbrauchcrschaft erkennbar gewesen» Wie in dem 
angefochtenen Urteil dargelegt wird, ist in der Repor­
tage der Beklagte als "Herr angesprochen und
hervorgehoben worden, daß er als Großhändler, Einzel­
händler und Versandhändler tätig sei» Aus den Handels­
registerakten hat das Berufungsgericht ferner entnommen, 
daß der Beklagte für sein Unternehmen sowohl in der 
Stadt Aachen als auch in deren Umgebung, insbesondere 
im Umkreis von Alsdorf, Eschv/eiler, Geilenkirchen und 
Düren eine umfangreiche Werbung betrieben, insbeson­
dere seine Preislisten laufend in Hunderttausenden 
von Exemplaren versandt und daß er mit Artikeln des 
täglichen Bedarfs im Jahre 1959 einen Umsatz von 
3 Millionen, im Jahre I960 einen solchen von 3,5 Millionen 
DM erzielt habe»

Diesen tatsächlichen Peststellungen tritt die Revi­
sion im einzelnen nicht entgegen. Sie rügt jedoch.
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bei der 3eweiswürdigung habe das Berufungsgericht 
nicht berücksichtigt, daß der Name " K f m ”, wie der 
Beklagte vorgetragen habe, in Aachen sehr weit ver­
breitet sei, daß dort beispielsv/eise mehr als 30 Träger 
dieses Namens, darunter nach der eigenen Angabe des 
erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten des Klägers 
zahlreiche Kaufleute, Großhändler und dergl», im Fern- 
sprechbuch verzeichnet ständen, und daß auch das Kölner 
Fernspreehbuch 21 Personen mit dem Namen K f l H  auf- 
führe» Angesichts dieser Umstände, so meint die Revi­
sion, widerspreche es der Lebenserfahrung, v/enn das 
Berufungsgericht aus den von ihm festgesteilten Tat­
sachen den Schluß ziohe, ein nicht unbeachtlicher Teil 
der Verbraucher habe aus der Sendung den Beklagten und 
sein Unternehmen erkannt»

Dieser Meinung kann nicht beigetreten werden» Das 
Berufungsgericht hat den Vortrag des Beklagten über 
die Verbreitung des Namens in dem in Betracht
kommenden Gebiet zwar nicht ausdrücklich erörtert; 
es hat die behauptete Verbreitung aber ersichtlich 
nicht als so bedeutend angesehen, daß deshalb ein 
Unternehmen, welches wie das des Beklagten durch 
seine Vielgestaltigkeit, seine Umsatzgröße und seinen 
Y/erbeaufwand besonders hervortritt, nicht schon durch 
die Nennung des Namens seines Inhabers und durch die 
Bekanntgabe seiner verschiedenen Punktionen für die 
Fernsehteilnehmer in dem betreffenden -Virtschaftsraum 
hinreichend gekennzeichnet werden könne» Diese auf 
tatsächlichem Gebiet liegende Erwägung, der namentlich 
kein allgemeiner Erfahrungssatz entgegensteht, kann 
aus Rechtsgründen nicht beanstandet werden»
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2 o Aufgrund seiner hiernach verfahrensrechtlich einwand­
freien FestStellungen hat das Berufungsgericht den 
Wottbev/erbs.zweck der Äußerung des Beklagten in recht­
licher Hinsicht ohne entscheidungserheblichen Rechts­
fehler bejaht«. Es hat in Übereinstimmung mit der stän­
digen Rechtsprechung und dem Schrifttum geprüft, ob 
die Äußerung objektiv so, wie der Fernsehteilnehmer 
oie auffaosen mußte, geeignet war, den Wettbewerb der, 
Beklagten zu fordern, und ob ihr subjektiv vom Beklag­
ten her eine auf diese Förderung gerichtete Absicht 
zugrunde lag, wobei es zutreffend hervorgehoben hat, 
daß die dahingehende Absicht nicht den einzigen Beweg­
grund für die Äußerung zu bilden brauchte, wenn sie 
nur hinter anderen Beweggründen nicht völlig zurück­
trat (BGH GRUR 1953, 293, 294 - Fleischbezug; GRUR 
I960, 3Q4, 386 - Mampe Halb und Halb nuwoNachw«,) „

Die Anwendung dieser Grundsätze durch das Berufungs­
gericht könnte allerdings insofern rechtlichen Be­
denken begegnen, als in dem angefochtenen Urteil an 
die Feststellung, daß die Bemerkung des Beklagten 
von der Zuhörerschaft als eine sein Unternehmen heraus­
stellende Werbeäußerung aufgefaßt werden mußte, so­
gleich die Folgerung geknüpft wird, daher sei die 
Bemerkung als in Wettbewerbsabsicht geschehen zu 
werten«. Die Wirkung auf die Fernsehteilnehmer gestattete 
unmittelbar nur einen Schluß auf die Eignung der 
Äußerung, den Wettbewerb des Beklagten zu fördern, 
nicht dagegen auf die Wettbewerbsabsicht des Beklagten, 
die nur bejaht werden konnte, wenn die Förderung dec 
Wettbewerbs für den Beklagten über das bloße Bewußt­
sein jener Eignung hinaus einen, wenn auch nicht not­
wendig den einzigen Beweggrund für die beanstandete
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Äußerung bildete (BGH GRUR aaO)» .“Die Begründung dos 
angefochtenen Urteils ergibt jedoch in ihrem Zusammen- 
halt, daß das Berufungsgericht aus den beiden von ihm 
als entscheidend angesehenen Umständen, nämlich einmal 
aus dem eindeutigen Wortlaut der Äußerung und zum 
anderen daraus, daß das von dem Reporter angeschnittene 
Thema die vom Beklagten gebrachte Gegenüberstellung 
der eigenen Preise mit den angeblich wesentlich un­
günstigeren Preisen der Wettbewerbei^nicht erforderlich 
gemacht hätte, sowohl die Eignung der Äußerung zur 
Förderung des Wettbewerbs als auch die Wettbev/erbs- 
absieht des Beklagten hat folgern wollen» Biese Beur­
teilung hält sich im Rahmen der dem Berufungsgericht 
vorbehaltenen tatrichterlichen Würdigung und läßt 
keinen Rechtsirrtum erkennen»

Abgesehen hiervon würde der Wettbev/erbszweck aber in 
objektiver wie in subjektiver Beziehung auch dann 
nicht.verneint werden können, wenn mit der Äußerung 
des Beklagten, wie das Landgericht angenommen hatte, 
nur ein Beispiel für das zuvor von dem Reporter zur 
Erörterung gestellte Vorurteil vieler Käufer gegeben 
worden wäre, daß ein niedriger Preis als Anzeichen 
für geringwertige Qualität zu betrachten sei und gute 
Ware mithin teuer sein müsse» Als-Beispiel für dieses 
Vorurteil würde die Äußerung nämlich für einen zu­
mindest nicht unerheblichen Teil des Verkehrs besagen, 
daß der mit dem Beklagten im Wettbewerb stehende Bach­
handel das Vorurteil zu seinen Gunsten ausnutze, indem 
er den Verkaufspreis von Armbanduhren, den der Beklagte 
ordnungsmäßig mit 28,—  DM kalkuliere, in unangemessener 
Weise auf 50,—  DM heraufsetze, um eine bei dem Pub-



likum vorhandene, sachlich unbegründete Qualitiitsvor- 
stellung anzusprechen, während der Beklagte den an­
gemessenen Preis verlange» Wäre die Äußerung ent­
sprechend dom vom Landgericht zugrunde gelegten Zu­
sammenhang in diesem Sinne gemeint gewesen und ver­
standen worden, so träte ihr Wettbewerbszweck noch 
viel eindringlicher in Erscheinung, als dies der Pall 
ist, wenn man annimmt, sie sei mit dem voraufgegangenen 
Hinweis des Reporters nicht in Einklang zu bringen; 
denn cs läge dann nicht nur ein bloßer Preisvergleich 
vor, bei dem das Angebot des Beklagten gegenüber dem 
der Fachgeschäfte als preisgünstiger hingestellt wird, 
sondern die Wettbewerber des Beklagten würden weiter­
hin noch durch die Behauptung herabgesetzt, der Grund 
für ihren höheren Preis sei lediglich in dem Streben 
nach gewinnbringender Ausnutzung eines törichtöjw- 
Vorurteils der Käuferkreise, also in einem Motiv zu 
sehen, das den Fernsehteilnehmern verwerflich hätte 
erscheinen müssen• Baß ein solcher Angriff gegen die 
Preisgestaltung der Wettbewerber eine gezielte und 
mithin auch beabsichtigte Wettbewerbshandlung dar­
stellen würde, kann keinem Zweifel unterliegen»

3« Bas Berufungsgericht hat nicht ausdrücklich dargelegt, 
daß die Wettbewerbshandlung des Beklagten im geschäft­
lichen Verkehr vorgenomraen worden sei» Jedoch folgt 
dies ohne weiteres aus den Feststellungen, die zur 
Bejahung des Wettbev/erbszwecks geführt haben» Eine 
Tätigkeit fällt in den Bereich des geschäftlichen Ver­
kehrs, wenn sie nur irgendwie der Förderung eines 
Geschäftszv/ecks dient und sich nicht als rein private 
oder amtliche Betätigung darsteilt (BGH GRUR aaO)»
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Schon eine im übrigen private Unterhaltung erhält daher 
eine geschäftliche Wendung, wenn der Sprecher sie 
dazu benutzt, geschäftliche Interessen, insbesondere 
seinen eigenen Y/ettbev/erb zu fördern« Erst recht ist 
dies der Fall, wenn es sich um eine Äußerung im Rahmen 
eines Rundfunk- oder Fernsehinterviews handelt, die 
schon wegen ihrer weiten Verbreitung keinen privaten 
Charakter trägt und, sofern damit - sei es auch neben 
anderen Zweclten - ein geschäftliches Ziel verfolgt 
wird, in ihrer Y/irkung einer öffentlichen Werbung 
zumindest sehr nahekommto

IIo Die weitere Auffassung des Berufungsgerichts, daß 
ein wie hier zu Y/ettbewerbs zwecken vor genommen er 
Vergleich des eigenen Preises mit den Preisen der 
Wettbewerber gegen die Grundsätze des lauteren 'Wett­
bewerbs verstoße, wird von der Revision nur insoweit 
angegriffen, als sie meint, da der vom Beklagten 
gebrauchte Ausdruck "Fachgeschäft" viel zu allgemein 
sei, habe der Vergleich sich nicht erkennbar auf einen 
oder mehrere bestimmte Wettbewerber bezogen« Dieser 
Angriff geht fehl« Es entspricht der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, daß eine 
vergleichende Werbung auch dann unzulässig sein 
kann, v/enn die Mitbewerber, deren Ware oder Leistung 
der Werbende mit der eigenen Ware oder Leistung zur 
Förderung seiner Geschäftszwecke in Vergleich setzt, 
nicht mit Hamen genannt werden (BGH GRUR 1952, 582, 584 
Sprechstunden)o Zwar müssen die Mitbewerber von den 
angesprochenen Verkehrskreisen eindeutig erkannt wer- 
den können« Wenn es sich um mehrere Unternehmen 
handelt, darf ihre Zahl also nicht geradezu unüber-



14 -

Gehbar sein» Das Berufungsgericht hat es jedoch offen­
bar als selbstverständlich erachtet, daß die TJhrenfGeld­
geschäfte in dem für den Wettbewerb des Beklagten in 
Betracht kommenden und von der Fernsehsendung erfaßter 
Gebiet, wie es im Berufungsurteil umgrenzt worden ist, 
namentlich im Stadtbezirk von Aachen für den Verbraucher 
hinreichend zu überschauen sind und daß daher für einen 
nicht unbeachtlichen Teil der Fernsehteilnehmer mit ge­
nügender Deutlichkeit erkennbar war, welche Wettbe­
werber der Beklagte bei seinem Preisvergleich im Auge 
hatte» Diese Erwägung v/ar durch den festgestellten 
Sachverhalt so nahegelegt, daß sie in den Urteils­
gründen nicht ausdrücklich ausgesprochen zu werden 
brauchte« Sie ist rechtlich bedenkenfrei»

Im übrigen gibt der vorliegende Fall dem erkennenden 
Senat keinen Anlaß, von den Grundsätzen, welche die 
Rechtsprechung des Reichsgerichts und des Bundesge­
richtahofs zur Frage der sog« kritisierenden ver­
gleichenden Werbung entv/ickelt hat, abzugehen« In 
dieser Richtung hat die Revision zudem keine Rügen 
erhoben« Es ist danach grundsätzlich als wettbewerbs­
fremd anzusehen, wenn der Werbende den Vorteil des 
eigenen Angebots dadurch hervorzuheben sucht, daß er 
die Angebote seiner Wettbewerber nach V/arenbeschaffen- 
hoit oder Preis als geringwertiger oder unvorteil­
hafter hinstellt« Besondere Umstände, die den Preis- 
vergleich ausnahmsweise hätten rechtfertigen können, 
sind vom Beklagten nicht vorgetragen und vom Berufungs­
gericht auch nicht festgestellt worden« Ein solcher 
Umstand kann insbesondere nicht darin erblickt werden, 
daß die Äußerung des Beklagten im Rahmen einer Fernseh-
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Sendung gefallen ist, die ein wirtschaftspolitisches 
Thema behandelte« Auch in diesem Zusammenhang ist der 
Auffassung des Berufungsgerichts beizutreten, daß 
weder jenes Thema im allgemeinen noch der besondere 
Hinweis des Reporters, an den die Äußerung des Be­
klagten anknüpfte, einen Anlaß zu dem beanstandeten 
Preisvergleich bot« Zumal zu der Verbrauchermeinung, 
daß das, v/as nichts koste, auch nichts sei, hätte der 
Beklagte ohne Schwierigkeiten auf neutralere Weise 
Stellung nehmen können als dadurch, daß er seinen 
eigenen angeblich vorteilhaften Preis dem angeblich 
überhöhten Preis der Mitbewerber gegenüberstellte«
Die mithin unnötige Kritik an der Preisgestaltung der 
Mitbewerber verstieß gegen die Grundsätze des lauteren 
Wettbewerbs (BGH GRIJR 1962, 45, 48 - Betonzusatzmittel). 
In der gewählten Form würde die Gegenüberstellung der 
Preise außerdem selbst von demjenigen im Fachschrift­
tum vertretenen Standpunkt aus nicht gebilligt v/erden 
können, nach welchem eine wahrheitsgemäße vergleichende 
Werbung unter gev/issen Voraussetzungen auch dann zu­
lässig sein soll, wenn dafür keine Notwendigkeit vor­
liegt; denn auch von diesem Standpunkt aus würde zu­
mindest gefordert werden müssen, daß der Vergleich 
sich auf ein genau bezeichnetes, in seiner Identität 
für das Publikum aus der Menge gleichartiger Angebote 
sofort.erkennbares Erzeugnis bezieht, bei dem der Kauf­
interessent sich von der Richtigkeit der aufgesteilten 
Werbebehauptung anhand der Ware selbst jederzeit über­
zeugen kann« Der allgemeine und sachlich nicht nach­
prüfbare Hinweis auf "Herren- und Damenarmbanduhr en" 
schlechthin, wie er dem Preisvergleieh des Beklagten 
zugrunde liegt, würde diesen Anforderungen nicht ge­
recht werden« Die Äußerung des Beklagten stellt daher
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unlauteren Wettbewerb dar, den der Beklagte nach § 1 
UY/G unterlassen muß,

III. Zur Frage der für den Unterlassungsanspruch erforder­
lichen Wiederholungsgefahr hat das Berufungsgericht 
ausgeführt, zwar könne davon ausgegangen werden, daß 
der Beklagte in Zukunft kein zweites Fernsehgespräch 
über dasselbe Thema führen werde; nach der Lebenser­
fahrung werde aber jemand eine Behauptung, die er in 
einem Fernsehinterview aufgestellt habe, erst recht 
im sonstigen Geschäftsleben verfechten, Es kann auf 
sich beruhen, ob diese Überlegung, der die Revision 
nicht entgegongetreten ist, in der gewählten allgemeinen 
Form zutrifft. Sie ist rechtlich jedenfalls dann nicht 
angreifbar, wenn es sich bei der zu beurteilenden 
Äußerung, wie hier, um eine Y/erbebehauptung handelt, 
die sich aus dem Gegenstand und dem Verlauf des Fern­
sehgesprächs keineswegs mit Notwendigkeit ergab, die 
der Sprecher vielmehr ohne einen berechtigten Anlaß in 
einer durch den Zweck der Reportage nicht gedeckten 
Wettbewerbsabsicht mehr oder weniger willkürlich in 
das auf Band aufgenommene Gespräch einfließen ließ. 
Zumindest in einem solchen Falle kann aus Rechtogründen 
die Auffassung des Berufungsgerichts nicht beanstandet 
werden, es sei zu erwarten, daß der Werbende sich der 
Äußerung, die er nicht einmal unter den dargelegten 
außergewöhnlichen Umständen zu unterdrücken vermochte, 
erst recht bei den sich ihm im Geschäftsleben bietenden 
näherliegenden Anlässen, beispielsweise bei Werbege­
sprächen bedienen werde, Damit ist auch die Wieder­
holungsgefahr in ausreichender Weise begründet.
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IV, Hach dem Vorhergehenden hat das Berufungsgericht den 
Beklagten mit Recht zur Unterlassung der Äußerung 
verurteilt» Die Revision des Beklagten mußte deshalb 
zurückgewi e s en v/er d en»

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZK)»

Xrüger-Uieland Jungbluth Pehle Sprenkmann Mösl
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